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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2020/2021 
 

Deutsche Wirtschaft durch Covid-19-Pandemie schwer getrof-
fen 

Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland war im Jahr 2020 
geprägt von der Corona-Pandemie. Der Ausbruch der Pandemie und 
der erste Lockdown im Frühjahr führten zu einem historischen Ein-
bruch des Bruttoinlandsprodukts im 2. Quartal 2020 um 9,8 %. Die 
Erholung im Sommer wurde zum Jahresende durch die zweite 
Corona-Welle und den erneuten Lockdown gebremst. 

Insgesamt ist die Wirtschaftsleistung in Deutschland im Jahr 2020 
nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes um 5,0 % 
niedriger als 2019. Damit ist die deutsche Wirtschaft nach einer 
zehnjährigen Wachstumsphase wieder in eine tiefe Rezession ge-
rutscht. Der konjunkturelle Einbruch fällt dabei zwar etwas weniger 
stark aus wie zuletzt während der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/2009. Damals war das Bruttoinlandsprodukt um 5,7 % gesun-
ken. Dennoch stellt die Coronakrise und die zur Eindämmung der 
Pandemie ergriffenen Maßnahmen, so sind sich die Experten einig, 
einen wirtschaftlichen Schock dar, dessen Ausmaß vermutlich alles in 
den Schatten stellt, was die Weltwirtschaft seit dem Zweiten Welt-
krieg an Krisen erlebt hat. Ein Vergleich zur Finanzkrise von 
2008/2009 etwa zeigt, dass die Coronakrise mehr Länder umfasst 
und der bisherige Verlauf andersartig ist. So ging dem Einbruch in 
der zweiten Jahreshälfte 2008 ein ausgeprägter Boom voraus, wäh-
rend sich die deutsche Wirtschaft am Ende des Jahres 2019 schon 
weitgehend im Abschwung befand. 

 

Die Prognose des wirtschaftlichen Erholungsprozesses ist mit hohen 
Unsicherheiten behaftet, da die Dauer und wirtschaftlichen Auswir-
kungen der zweiten Lockdown-Phase bisher noch nicht absehbar 
sind und zudem die Wirtschaftsdaten der entscheidenden Monate 
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November und Dezember 2020 bislang noch nicht in ausreichendem 
Umfang vorliegen.  

Unklar ist auch, ob die im Winter 2020/2021 getroffenen Maßnah-
men ausreichen, um die zweite Coronawelle schnell zu brechen und 
das Infektionsniveau auf ein niedriges Maß zurückzuführen, das auch 
langfristig gehalten werden kann. Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, 
dass der fehlende Mut der Politik, entschieden zu handeln, dazu 
führt, dass ein nur mäßiger Rückgang der Zahl der Infizierten nach 
einer vergleichsweise langen Lockdown-Phase eine Lockerung der 
Restriktionen nach sich zieht, die in eine dritte Infektionswelle mün-
det. Ein weiterer Lockdown würde dann für noch mehr Verunsiche-
rung bei Unternehmen, Selbstständigen und Verbrauchern sorgen. 
Dies hätte verheerende Folgen für die wirtschaftliche Entwicklung.  
Vor allem da viele Unternehmen und Verbraucher nicht mehr die 
finanziellen Rücklagen und Widerstandsfähigkeit haben, die sie noch 
zu Beginn der ersten Infektionswelle hatten. 

 

Die Bundesregierung hat ihre Konjunkturprognose für die deutsche 
Wirtschaft Anfang des Jahres deutlich gesenkt. 2021 werde die Wirt-
schaft statt der ursprünglich erwarteten 4,4 % – angesichts der neu-
erlichen Einschränkungen – nur um 3 % zulegen. Die Vorausschät-
zungen der Wirtschaftsforschungsinstitute zur Wachstumsrate in 
2021 bewegen sich in einer Spannweite von 3 bis 4,9 %, wobei zu 
berücksichtigen ist, dass die Auswirkungen des Winterlockdowns 
nicht in vollem Umfang in die Prognosen der Institute eingeflossen 
sind. Bis Ende 2022 dürfte die deutsche Wirtschaft nach Einschät-
zung der Institute brauchen, um das Vorkrisenniveau der wirtschaftli-
chen Auslastung wieder zu erreichen. 

Allerdings kam die deutsche Wirtschaft 2020 mit einem Rückgang 
des BIP um 5,0 % voraussichtlich deutlich besser durch die Corona-
krise als der europäische Durchschnitt (alle 27 EU-Staaten -7,5 %). 
Insbesondere die Wirtschaftsleistung der großen EU-Mitgliedstaaten 
Frankreich und Italien war mit Einbrüchen von voraussichtlich über 
9 % wesentlich stärker von den Folgen der Corona-Pandemie betrof-
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fen als der EU-Durchschnitt. Spanien muss laut Herbstprognose der 
Europäischen Kommission sogar mit einem Rückgang des BIP um 
12,4 % rechnen. Insgesamt wurde die Konjunktur in Europa im 
weltweiten Vergleich stark von der Coronakrise getroffen. So wird 
für die Wirtschaft der Vereinigten Staaten im Jahr 2020 mit -3,5 % 
ein etwas geringerer Rückgang erwartet als in Deutschland. Für die 
Volksrepublik China wird dagegen sogar ein Wachstum von 2,1 % 
prognostiziert. 

Coronakrise traf Industrie und Dienstleistungsbereiche hart – 
allein das Baugewerbe legte 2020 zu 

Auf der Entstehungsseite des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland 
hinterließ die Corona-Pandemie im Jahr 2020 deutliche Spuren in 
nahezu allen Wirtschaftsbereichen – die Produktion wurde sowohl in 
den Dienstleistungsbereichen als auch im Produzierenden Gewerbe 
teilweise massiv eingeschränkt.  

Im Produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe) ging die Wirt-
schaftsleistung 2020 gegenüber dem Vorjahr um 9,7 % zurück, im 
Verarbeitenden Gewerbe sogar um 10,4 %. Die Industrie war vor 
allem in der ersten Jahreshälfte von den Folgen der Corona-
Pandemie betroffen, unter anderem durch die zeitweise gestörten 
globalen Lieferketten. Allerdings war es im Produzierenden Gewerbe 
im Gegensatz zu den anderen Wirtschaftsbereichen in Deutschland 
bereits im Jahr 2019 zu signifikanten Produktionseinbußen gekom-
men (-3,6 %).  

Besonders deutlich zeigte sich der konjunkturelle Einbruch in den 
Dienstleistungsbereichen, die zum Teil so starke Rückgänge wie noch 
nie verzeichneten. Exemplarisch hierfür steht der zusammengefasste 
Wirtschaftsbereich Handel, Verkehr und Gastgewerbe, dessen Wirt-
schaftsleistung um 6,3 % niedriger war als 2019. Dabei gab es 
durchaus gegenläufige Entwicklungen: Der Onlinehandel nahm deut-
lich zu, während der stationäre Handel zum Teil tief im Minus war. 
Ein äußerst niedriges Fahrgastaufkommen im Verkehr und die star-
ken Einschränkungen in der Beherbergung und der Gastronomie 
führten in diesen Bereichen ebenfalls zu historischen Rückgängen. 

Ähnlich sah es im Bereich der Unternehmensdienstleister aus, zu dem 
beispielsweise die Autovermietung, die Arbeitnehmerüberlassung, 
die Reisebüros und -veranstalter sowie die Messe-, Ausstellungs- und 
Kongressveranstalter gehören. Einreisebeschränkungen und Reise-
warnungen, abgesagte Messen und die geringe Nachfrage nach 
Leiharbeitnehmern und im Mietwagengeschäft führten dazu, dass 
sich die Bruttowertschöpfung im Jahr 2020 überdurchschnittlich 
stark verringerte, und zwar um 7,9 %. 
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Bei den sonstigen Dienstleistern, zu denen neben Sport und Unter-
haltung auch die Kreativwirtschaft zählt, schlugen sich die Auswir-
kungen der Pandemie und deren Bekämpfung besonders heftig nie-
der. Da im Verlauf des Jahres Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtun-
gen nur sehr eingeschränkt oder gar nicht betrieben werden durften 
und zahlreiche Veranstaltungen abgesagt werden mussten, sank die 
preisbereinigte Bruttowertschöpfung im Vergleich zum Vorjahr um 
11,3 %. 

 

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, die im Jahr 2020 rund 
11,1 % der gesamten Bruttowertschöpfung erzeugte, musste leichte 
Einbußen hinnehmen und verlor im Vorjahresvergleich 0,5 % ihrer 
Wirtschaftsleistung. 2019 war sie noch um 1 % gewachsen. Der 
erste reale Rückgang der Wirtschaftsleistung in der Immobilienwirt-
schaft seit sieben Jahren dürfte vor allem auf Umsatzrückgänge im 
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Bereich der Gewerbevermietung und beim Handel mit Immobilien 
zurück zu führen sein. Bei der Wohnungsvermietung sind bisher 
coronabedingt keine signifikanten Mietrückstände oder gar ein 
Rückgang der Wohnungsnachfrage feststellbar. 

Für gewöhnlich erreicht die Wachstumsrate der Grundstücks- und 
Wohnungswirtschaft nur moderate Werte und ist zudem nur gerin-
gen Schwankungen unterworfen. Trotz des leichten Wertschöp-
fungsrückgangs beweisen die Immobiliendienstleister auch im Krisen-
jahr 2020 ihre stabilisierende Funktion für die Gesamtwirtschaft. 
Nominal erzielte die Grundstücks- und Immobilienwirtschaft 2020 
eine Bruttowertschöpfung von 335 Milliarden EUR. 

Eine höhere Wirtschaftsleistung als im Jahr zuvor konnte 2020 allein 
die Bauwirtschaft verbuchen: Trotz aller Einschränkungen nahm die 
Bruttowertschöpfung im Vorjahresvergleich um 1,4 % zu. Insbeson-
dere der Wohnungsbau und der öffentliche Bau expandierten weiter 
deutlich. 

Aufwärtstrend am Arbeitsmarkt nach 14 Jahren Zuwachs vor-
erst beendet 

Der plötzliche und gravierende Einbruch der Wirtschaftsleistung setz-
te den Arbeitsmarkt massiv unter Druck. So wurde die Wirtschafts-
leistung in Deutschland im Jahr 2020 nur noch von durchschnittlich 
44,8 Millionen Erwerbstätigen erbracht. Das waren 477.000 Perso-
nen oder 1,1 % weniger als 2019. Damit endete aufgrund der 
Corona-Pandemie der über 14 Jahre anhaltende Anstieg der Er-
werbstätigkeit, der sogar die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 
überdauert hatte. Besonders betroffen waren geringfügig Beschäftig-
te sowie Selbstständige, während die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten stabil blieb. Vor allem die erweiterten Rege-
lungen zur Kurzarbeit dürften hier Entlassungen verhindert haben. 

Die Zahl der Arbeitslosen, nach Definition der Bundesagentur für 
Arbeit, stiegt im Jahresdurchschnitt 2020 um 19,6 % auf einen Wert 
von 2,7 Millionen Arbeitssuchende. Noch im Jahr zuvor war die Ar-
beitslosenzahl um 3,1 % gesunken. Die Arbeitslosenquote stieg von 
5,0 % auf 5,8 %. Die Auswirkungen des verschärften Lockdowns im 
Winter 2020/2021 auf die Zahl der Arbeitslosen werden sich erst im 
Laufe des Jahres 2021 zeigen. Trotzdem wird der allmähliche Erho-
lungsprozess der Wirtschaft bereits für einen Rückgang der registrier-
ten Arbeitslosigkeit in einer Größenordnung von etwa 100.000 Per-
sonen sorgen. Ein Viertel des Zuwachses aus 2020 könnte damit be-
reits wieder abgebaut sein. 

Demografisch bedingt nimmt das Erwerbspersonenpotenzial in 
Deutschland bereits seit längerem ab. Der Trend einer alternden Be-
völkerung bedingt, dass sich mehr Personen in den Ruhestand zu-
rückziehen als neu in das Erwerbsleben eintreten. Nach Berechnun-
gen des Institutes für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in 
Nürnberg schrumpfte das Erwerbspersonenpotenzial – die Alterung 
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der Bevölkerung isoliert betrachtet – im Jahr 2020 und im Jahr 2021 
jeweils um 330.000 Arbeitskräfte.1 

Damit das Arbeitskräfteangebot in Deutschland auch in Zukunft 
nicht nennenswert schrumpft, müsste die Nettozuwanderung nach 
Modellrechnungen des IAB bis 2050 in einer Spanne von 346.000 
Personen (bei extrem steigenden Erwerbsquoten) bis 533.000 Perso-
nen (bei realistisch steigenden Erwerbsquoten) pro Jahr liegen.2  

 

Im Jahr 2020 ist die Nettozuwanderung nach Deutschland erstmals 
seit langen so stark gesunken, das weder der natürliche Bevölke-
rungsrückgang noch das schrumpfende Erwerbspersonenpotenzial 
ausgeglichen werden konnte. Nach ersten groben Berechnungen für 
2020 geht das Statistische Bundesamt von einem Rückgang des Zu-
wanderungssaldos auf 180.000 bis 240.000 Personen aus. Für das 
laufende Jahr 2021 wird sich dieser Trend voraussichtlich weiter fort-
setzen. In beiden Jahren dürften sich insbesondere Reisebeschrän-
kungen durch die Corona-Pandemie und wirtschaftliche Folgen ein-
dämmend auf die Wanderung auswirken. Damit dürfte die Bevölke-
rungszahl Deutschlands auch 2021 wie bereits im Jahr 2020 leicht 
abnehmen.  

                                                
1 IAB (2020): Arbeitsmarkt auf schwierigem Erholungskurs, IAB-Kurzbericht 

19|2020. Nürnberg. 
2 IAB (2015): Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in Deutschland bis 

2050. Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh. 
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Nachfrage ging massiv zurück, nur Zuwächse bei staatlichen 
Konsumausgaben und Bauinvestitionen 

Auch auf der Nachfrageseite waren die Auswirkungen der Corona-
Pandemie deutlich sichtbar. Anders als während der Finanz- und 
Wirtschaftskrise, als der gesamte Konsum die Wirtschaft stützte, gin-
gen die privaten Konsumausgaben im Jahr 2020 im Vorjahresver-
gleich preisbereinigt um 6,0 % und damit so stark wie noch nie zu-
rück. Besonders stark brachen die Konsumausgaben für Beherber-
gungs- und Gaststättendienstleistungen sowie für Freizeit-, Unterhal-
tungs- und Kulturdienstleistungen ein. 

Im Gegensatz zu den privaten Konsumausgaben wirkten die Kon-
sumausgaben des Staates mit einem preisbereinigten Anstieg von 
3,4 % in der Corona-Krise stabilisierend, wozu unter anderem die 
Beschaffung von Schutzausrüstungen und Krankenhausleistungen 
beitrug. Damit stiegen die staatlichen Konsumausgaben stärker als in 
den drei vorangegangenen Jahren. Insgesamt ging der inländische 
Verbrauch im Jahr 2020 preisbereinigt um 4,1 % gegenüber 2019 
zurück.  

Die Bruttoanlageinvestitionen verzeichneten preisbereinigt mit  
-3,5 % den deutlichsten Rückgang seit der Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008/2009. Dabei legten die Bauinvestitionen entgegen diesem 
Trend um 1,5 % zu. In Ausrüstungen – das sind vor allem Investitio-
nen in Maschinen und Geräte sowie Fahrzeuge – wurden im Jahr 
2020 dagegen preisbereinigt 12,5 % weniger investiert als im Vor-
jahr. 

 

Die Corona-Pandemie wirkte sich auch auf den Außenhandel massiv 
aus: Die Exporte und Importe von Waren und Dienstleistungen gin-
gen im Jahr 2020 erstmals seit 2009 zurück, die Exporte preisberei-
nigt um 9,9 %, die Importe um 8,6 %. Besonders groß war der 
Rückgang der Dienstleistungsimporte, was vor allem am hohen An-
teil des stark rückläufigen Reiseverkehrs lag. 
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Das Handelsvolumen der deutschen Wirtschaft mit dem Ausland ist 
entsprechend gesunken: In nominaler Betrachtung lag der Außenbei-
trag im Jahr 2020 knapp 12 Milliarden Euro unter dem Vorjahres-
wert. Der negative Außenbeitrag trug damit -1,1 Prozentpunkte zum 
BIP-Rückgang bei. 

Alles in allem wird der zweite Lockdown im Winter 2020/2021 weni-
ger gravierende Wirtschaftseinbußen mit sich bringen als jener im 
Frühjahr 2020. Dennoch überlagert der neuerliche Einbruch den kräf-
tigen Aufholprozess der deutschen Wirtschaft, der sich in einem Re-
kordzuwachs im dritten Quartal 2020 niedergeschlagen hatte. So 
wurde der im Mai begonnene Erholungsprozess unterbrochen.  

Mit Beginn der Pandemie gingen die Ausgaben der Verbraucher 
deutlich stärker zurück als ihre verfügbaren Einkommen, und die 
Sparquote stieg spiegelbildlich sehr kräftig an. Wenn im Laufe des 
Jahres 2021 die Schutzmaßnahmen Schritt für Schritt zurückgefah-
ren werden können, wird sich der private Verbrauch nach Einschät-
zung der Institute sehr dynamisch erholen. Dabei dürfte im weiteren 
Verlauf ein Teil der unfreiwillig während der Pandemie gebildeten 
Ersparnisse zusätzlich ausgegeben und Konsum nachgeholt werden. 
Mit einem Plus von 3,6 % dürfte der private Verbrauch wieder deut-
lich positiv zur Erholung der Wirtschaft beitragen. 

Sobald die Wirtschaft im Frühjahr 2021 wieder auf einen Erholungs-
pfad einschwenkt, die Auslandsnachfrage steigt sowie die Unteraus-
lastung sinkt, sollten mit gewisser zeitlicher Verzögerung auch die 
Unternehmensinvestitionen wieder an Schwung gewinnen. Bis Ende 
2022 erwarten die Institute, dass die gewerblichen Investitionen wie-
der ein Niveau erreicht haben, das einer konjunkturellen Normallage 
entspricht. 
 

Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

 
 

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 

  
      

Veränderung in % gegenüber dem Vor-
jahr (reale Entwicklung) 

       

Reales Bruttoinlandsprodukt  1,5  2,2  2,6  1,3  0,6 -5,0 3,0 

     Privater Konsum  1,9  2,4  1,5  1,5  1,6 -6,0 3,6 

     Konsumausgaben des Staates  2,9  4,0  1,6  1,2  2,7 3,4 0,0 

     Bauinvestitionen – 1,4   3,8   0,8   2,6   3,8  1,5 1,3 

     Wohnungsbauinvestitionen – 0,7   5,0   0,6   3,0   4,0  2,1 1,5 

     Exporte  5,4  5,4  5,4  5,4  5,4 -9,9 7,6 

Arbeitsmarkt        

Erwerbstätige in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 43.122 43.655 44.262 44.868 45.269 44.792 44.997 

     Veränderung in % gegenüber Vorjahr 0,9 1,2 1,4 1,4 0,9 -1,1 0,5 

Arbeitslose in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 2.795 2.691 2.533 2.340 2.267 2.711 2.607 

... Arbeitslosenquote* 6,4 6,1 5,7 5,2 5,0 5,8 5,7 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1; 2020 erste vorläufige Ergebnisse; Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosig-
keit im Zeitverlauf; Werte für 2021 Schätzung nach Instituten und Bundesregierung Ende 2020/Anfang 2021 
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Bauwirtschaft trotzt der Coronakrise – aber ruhigeres Geschäft 
als vor der Pandemie 

Die Bauinvestitionen blieben im Krisenjahr 2020 die entscheidende 
Stütze der Konjunktur und stiegen abermals um 1,5 %. Allerdings 
blieb dieses Wachstum hinter der Vorjahresdynamik (+3,8 %) zurück. 
Der Wohnungsbau entwickelte sich wie in den Vorjahren überdurch-
schnittlich und stieg um 2,1 %, während die Nichtwohnbauten mit 
einem Zuwachs von 0,5 % kaum noch zulegen konnten.  

Der öffentliche Hoch- und Tiefbau entwickelte sich 2020 ebenfalls 
positiv (1,7 %), zeigte aber eine deutlich geringere Wachstumsrate 
als der Wohnungsbau. Der Auftragsbestand aus den Zeiten gut ge-
füllter öffentlicher Kassen befindet sich weiterhin auf komfortablem 
Niveau und dürfte einem stärkeren Rückgang der Investitionstätigkeit 
entgegenstehen. Zudem werden die Kommunen, die für einen Groß-
teil der öffentlichen Bautätigkeit verantwortlich sind, durch die Hilfs-
pakete des Bundes finanziell unterstützt. Somit ist für 2021 mit ei-
nem Anziehen der öffentlichen Bauinvestitionen zu rechnen.  

 

Im gewerblichen Bau schlug sich die Rezession in der Industrie nie-
der. Im Vergleich zum Vorjahr konnte 2020 das bereits niedrige In-
vestitionsniveau lediglich gehalten werden. Die anhaltende Unsicher-
heit über den weiteren Verlauf der Pandemie und die gesamtwirt-
schaftliche Erholung dürften den Anreiz reduzieren, langfristige Bau-
projekte anzustoßen. 

In Neubau und Modernisierung der Wohnungsbestände flossen 2020 
rund 236 Milliarden EUR. Anteilig konnte der Wohnungsbau seine 
Position innerhalb der Bauinvestitionen weiter ausbauen. 2020 flos-
sen 61 % der Investitionen in den Neubau und die Modernisierung 
von Wohnungen. Zehn Jahre zuvor hatte der Anteil bei 56 % gele-
gen.  

Die Wohnungsbauinvestitionen erwiesen sich im Verlauf der Pande-
mie angesichts nur geringer Restriktionen auf der Angebotsseite und 
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einer nur wenig beeinträchtigten Nachfrage bisher als relativ robust. 
Auch die zweite Welle belastete die Entwicklung der Wohnungsbau-
investitionen bislang nur wenig. Nach einem leichten Rückgang im 
Winter 2020/2021 sollten die Wohnungsbauinvestitionen nach Er-
wartung der Institute ab dem kommenden Frühjahr wieder auf einen 
Expansionspfad einschwenken. Trotz der anhaltenden Preissteige-
rung werden die Wohnungsbauinvestitionen damit auch 2021 Motor 
der Bauwirtschaft bleiben. Nach Schätzung der Institute dürften sie 
um rund 1,5 % steigen. Der Zuwachs bei den Bauinvestitionen ins-
gesamt wird dagegen mit 1,3 % etwas verhaltener ausfallen. 

Die Preisentwicklung beim Erwerb von Wohnimmobilien hat sich 
bisher nicht abgeschwächt. Im Niedrigzinsumfeld und auch vor dem 
Hintergrund krisenbedingter Zukunftsängste scheinen gerade 
Wohnimmobilien eine attraktive Anlageform zu bleiben. Außerdem 
könnte eine vorübergehende Nachfrageverschiebung hin zu Wohn-
raum aufgrund pandemiebedingter Verlagerung von beruflichen und 
privaten Tätigkeiten nach Hause einen gewissen zusätzlichen Nach-
frageimpuls ausgelöst haben. Zudem könnte der Trend zur Verlage-
rung der Wohnraumnachfrage in Gebiete außerhalb der Ballungs-
zentren durch die Pandemie Fahrt aufnehmen; dort ließe sich das 
Wohnraumangebot leichter ausweiten. 

Wohnungsbaugenehmigungen steigen – letzter Höchststand 
aus 2016 könnte 2021 übertroffen werden 

Im Jahr 2020 dürften nach letzten Schätzungen die Genehmigungen 
für rund 374.000 neue Wohnungen auf den Weg gebracht worden 
sein. Damit wurden 3,7 % mehr Wohnungen bewilligt als im Jahr 
zuvor.  
 

 
 
Im längeren Zeitvergleich liegt die Zahl neu genehmigter Wohnun-
gen damit auf einem hohen Niveau. Mehr genehmigte Wohnungen 
als im Jahr 2020 gab es seit der Jahrtausendwende nur im Jahr 2016 
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mit über 375.000 bewilligten Wohnungen. Seit einem Tiefstand im 
Jahr 2009 haben sich die jährlichen Baugenehmigungen von etwa 
178.000 auf fast 374.000 im Jahr 2020 mehr als verdoppelt.  

Mehr Wohnungen wurden 2020 sowohl beim Neubau von Ein- und 
Zweifamilienhäusern (+5,2 %) als auch im Geschosswohnungsbau 
(+3,5 %) auf den Weg gebracht. Beim Geschosswohnungsbau zeigte 
sich eine gespaltene Dynamik. Während die Zahl neuer Mietwoh-
nungen deutlich zulegte (+10,8 %), brach die Zahl genehmigter Ei-
gentumswohnungen spürbar ein (-5,6 %). Bereits 2019 hatte sich 
dieser gegenläufige Trend angedeutet, der sich 2020 nun verstärkt 
fortgesetzt hat. Insgesamt werden 2020 voraussichtlich rund 80.000 
Eigentumswohnungen und 115.000 Mietwohnungen im Geschoss-
wohnungsbau auf den Weg gebracht worden sein. 

Insgesamt kann bei einem Genehmigungsvolumen von rund 374.000 
Wohnungen im Jahr 2020 davon ausgegangen werden, dass etwa 
196.000 dieser neu genehmigten Wohnungen aller Voraussicht ver-
mietet werden. Dies sind 52 % der Baugenehmigungen des Jahres 
2020. Dabei wird berücksichtigt, dass auch von den neu genehmig-
ten Ein- und Zweifamilienhäusern sowie von den Eigentumswohnun-
gen ein Teil vermietet wird und die in Wohnheimen erstellten Woh-
nungen vollständig sowie ein Großteil der durch Maßnahmen im 
Bestand erstellten Wohneinheiten den Mietwohnungen zuzurechnen 
sind. 

Die Nachfrage nach Wohnraum bleibt derweil grundsätzlich hoch. 
Insbesondere der Zuzug der vergangenen Jahre in die Metropolen 
sorgte für steigende Mieten und Immobilienpreise. Allerdings fällt die 
Dynamik dieser Impulse schwächer aus als in den Boomjahren. So ist 
2021 mit einem hohen aber nicht mehr so stark anwachsenden Ge-
nehmigungsvolumen im Wohnungsbau von 380.000 Wohneinheiten 
auszugehen. Dies entspricht einem Zuwachs von 1,6 %.  

Für die bestehende Wohnungsknappheit in etlichen wachsenden 
Großstädten und Ballungsräumen entscheidender ist jedoch die Si-
tuation des Bauüberhangs – also der Wohnungen, deren Bau zwar 
genehmigt ist, deren Fertigstellung aber noch auf sich warten lässt. 

Baugenehmigungen 

 
 2019 2020* 
 

Januar bis 
Dezember 

Januar bis 
Dezember 

Veränderung 
gegen Vorjah-
reszeitraum  

    

Anzahl der genehmigten Wohnungen    

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 360.493 374.000 3,7% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Ein- und Zweifamilienhäusern 112.211 118.000 5,2% 

        davon Einfamilienhäuser 90.901 93.000 2,3% 

                   Zweifamilienhäuser 21.310 25.000 17,3% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 188.481 195.000 3,5% 

        davon: Eigentumswohnungen 84.701 80.000 -5,6% 

                    Mietwohnungen 103.780 115.000 10,8% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; *2019 eigene Schätzung auf Grundlage der Statistik bis 11/2019 
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Zwischen 2008 und 2019 hat sich der Bauüberhang bundesweit von 
rund 320.000 auf 740.000 genehmigte und noch nicht fertiggestell-
te Wohnungen mehr als verdoppelt. Bis Ende 2020 dürften 770.000 
Wohnungen auf ihre Fertigstellung warten. Neben verlängerten Pla-
nungsverfahren und zunehmenden lokalen Protesten gegen neue 
Bauvorhaben fehlen auch die Kapazitäten genehmigte Vorhaben 
zeitnah umzusetzen. 

Baufertigstellungen steigen 2021 voraussichtlich auf 308.000 
Wohneinheiten.  

Die hohe Zahl an Baugenehmigungen sowie der wachsende Bau-
überhang bewirken, dass die Zahl der Baufertigstellungen auch in 
den nächsten Jahren aufwärtsgerichtet sein wird. Im Jahr 2020 wer-
den erstmals seit langen wieder über 300.000 Wohnungen fertig 
gestellt worden sein. Damit ist die Zahl der neu errichteten Wohnun-
gen im Vergleich zum Vorjahr um 2,8 % gestiegen. Im laufenden 
Jahr 2021 ist mit einem erneuten Zuwachs um etwa 2,1 % auf rund 
308.000 Wohnungen zu rechnen. Dieser Anstieg wird weiterhin 
schwerpunktmäßig von einer Ausweitung des Mietwohnungsbaus 
getragen werden. Sowohl 2020 als 2021 dürften im Geschosswoh-
nungsbau mehr Mietwohnungen als Eigentumswohnungen fertigge-
stellt werden. Eine Entwicklung, die sich bei den Baugenehmigungen 
bereits seit 2016 abzeichnet. 

In Deutschland müssten zwischen 2018 und 2025 allerdings rund 
320.000 Wohnungen pro Jahr neu gebaut werden. Davon werden 
rund 80.000 Wohnungen pro Jahr im sozialen Mietwohnungsbau 
und weitere 60.000 Wohnungen im preisgünstigen Marktsegment 
benötigt, insgesamt also 140.000 Mietwohnungen im bezahlbaren 
Segment. Dies ergibt eine Modellrechnung auf Grundlage verschie-
dener Wohnungsmarktprognosen.3 Basisannahme ist dabei eine rela-
tiv hohe Nettozuwanderung nach Deutschland, die im Durchschnitt 
der Jahre 2018 bis 2025 rund 300.000 Personen pro Jahr beträgt. 
Bedingt durch den Schock der Coronakrise dürfte die Nettozuwande-
rung nach Deutschland in den Jahren 2020 und 2021 allerdings 
deutlich unter diesem Wert bei etwa 200.000 Personen liegen. Sollte 
sich das vergleichsweise niedrige Niveau der Zuwanderung versteti-
gen, dürfte die Wohnungsnachfrage auf rund 280.000 neu zu errich-
tende Wohneinheiten absinken. Unter diesen Rahmenbedingungen 
wäre die derzeitige Bautätigkeit ausreichend um den Wohnungsbe-
darf zu decken. Nicht berücksichtig ist dabei der regionale Mismatch: 
Wohnungen fehlen insbesondere in Großstädten, Ballungszentren 
und Universitätsstädten. Hier hat es in den vergangenen Jahren 
enorme Versäumnisse der Wohnungsbaupolitik gegeben. Es wurde 
schlicht zu wenig gebaut.  

 

                                                
3 Pestel-Institut (2015): Modellrechnung zu den langfristigen Kosten und 

Einsparungen eines Neustarts des sozialen Wohnungsbaus sowie Einschät-
zung des aktuellen und mittelfristigen Wohnungsbedarfs, Hannover; sowie 
eigene Fortschreibung 
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Insbesondere beim preisgünstigen Wohnungsbau besteht das Delta 
zwischen Wohnungsbedarf und Bautätigkeit nach wie vor fort. Dies 
führt vor allem eines vor Augen: Das konzertierte Handeln aller Ak-
teure und eine gezielte Förderung von Bund, Ländern und Kommu-
nen, um bestehende Hürden für mehr bezahlbaren Wohnungsbau 
aus dem Weg zu räumen, muss trotz der erreichten Erfolge konse-
quent fortgesetzt werden.  

Zur Lösung dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgabe muss insbeson-
dere der Bund im Zusammenspiel mit den Ländern noch stärker als 
bisher finanzielle Verantwortung für deutlich mehr Sozialen Woh-
nungsbau übernehmen. 
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